
Pro toko1l 

aber die Konferenzsitzung des Landtages vom 12. März 1942 

Anwesend 
alle Abgeordneten. 

Reg. vertreter Reg. C1: ef Dr. Hoop und Dr. Vogt 

Beginn 9 Uhr. 

1. Genehmigung des Geschäftsberichtes der Sparkasse. 

Nach Kennttisnahme des Berichtes und der beantragten Geneh- 

migung und Entlastung durch den Aufsichtsrat wird der Ge- 

Schä. ftsbericht der Sparkasse für 1941 mit der beantragten 

Gewinnverteilung bei 2 Stimmenthaltungen genehmigt. 

2. ) Wahl des ierwaltungsrates der Sparkasse. 

K%n dle übr Kritik, dass dieser Punkt auf der 1'ageeordnung nicht 

figuriere und doch zur Behandlung komme. PMan sollte solche 

Sachen vorher bekanntgeben. 

Nachdem seitens den Sparkasse der Wunsch ausgesprochen wurde, 

den heutigen Verwaltungsrat in globo wieder zu wählen und 

Seitens der Fraktionen keine Aenderungen gewünscht werd. en9MY$ 

wird der heutige Verwaltungsrat in seiner bestehenden Zusammen- 

stellung in globo auf eine weitere Amtsdauer von 4 Jahren mit 

einer Stimmenthaltung wieder neu gewühlt. 

3. Bericht der Geschäftsprüfungskoramissiono 

Präsident sieht vor denselben vervielfältigen und jedem Abgeord- 

neten zum Studium zugehen zu lassen, 

4� ) EinbUrgerungegesurdhe a/ Schuler A, Balzere u, Gmeiner Itogcýn 

Reg, Chef erwähnt, dass Schuler eine Wiedererwngung anstrebe und 

die Gebühren erhöht habe, um eventuelle Konsequenzen zu verrin- 

gern. 

Dr, Schadler verweist auf die Bedenýen der ersten Behandlung, näm- 

lieh dass es zu aussenpolitischen Schwierigkeiten führen könnte, 

Das treffe auch bei Gomeinier zu, Das Gosuch sei also abzulehnee, 

um nicht aussenpolitische Komplikationen zu gewärtigen, 

Kindle glaubt, dass im Falle der Aufnahme dieser Bürgerrechtswer- 

ber noch mehr Gesuche kommen werden. Wenn man einen nehme, müsse 

man alle nehmen. 
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Risch gibt seiner Ueberzeugung Ausdruck, dass nicht soviele kom- 

men werden. Wenn man nur alle Jahre 1-2 solche einbürgere, werde 

das auch aussebpolitis ch keine Wellen werfen. 

Dr_. Vogt glaubt, dase bei solchem Ieuten, die hier aufgewachsen sei- 

en)die Summe des Gel. des keine ausschlaggebende Rolle spielen 

dürfe. Man müsste gewisse Richtlinien für die zukünftige Einbür- 

gerung aufstellen, Der Landtag müsse eine grundsätzliche Stellung 

einnehmen. Die bisherige Einbürgerungspraxis sei aus der Finanz- 

lage des ý'andesherausgewachsen, sie sei unmoralisch gewesen. 

Bi hler ist nicht der Meinung, dass eine massenweise Einbürgerung 

zu gewärtigen sei, weil ein Hindernis in den Gemeinden bestehe. Um 

jeden Preis werden Neubürger nicht aufgenomraen. Er glaube auch, 

dass sich das deutsche £ýeich keine Gedanken mach über unsere 

Einbürgerungen. Aus diesen Ueberlegungen heraus und weil sich 

diese Leute sichtbar anstrengten, das Aeusserete zu geben, glaube 

er, dase man auf die Sache eintreten könnte. 

Brunhert Heinr.; hält es für ungerecht, wenn man dann Minderbe- 

mittelte ablehnen würde. Ihm sei ein 3. Fall schon bekannt, de r kom- 

men werde. 

Dr. Schädler glaubt, dass man das Motiv der Einbürgerung nid2 t 

unberücksichtigt lassen dürfe, daes inan sich nämlich um die Mili- 

tarpflicht herumdrücken wolle. Ich kann mit der Meinung nicht 

einverstanden sein, dass keine aussenpolitische Komplikationen 

erstehen werden. Liechtenstein dürfe sich nicht datu hergeben, 

ein Refugium für Deserteure aufzuriehten. Derjenige, der weniger 

bieten könne, sei moralisch soviel wert, Er erblicke die Möglich- 

keit einer aussenpolitischen Komplikation und warne, einen Schritt 

zu tun, der sich für das Land ungünstig auawirke9 

Reg_Chef glaubt, daes die Ausführungen von Dr, Schädler Benwehti- 

gung haben. Man wisse efektiv nictt, wie das aufgefasst werden 

könnte, Aussenpolitische Schwierigkeiten mit dem Deutschen "eiche 

aber könne man sich nicht leisten. Er beantragt Verschiebung und 

Abklärung der Bedenken, 

Präsident hält diesen Weg der Abklärung mit den deutschen Behör- 

den für zweckmässig. 
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t entkräftet noch den Einwand, dass in der Schweiz auch 

Deutsche eingebürgertvwerden, Dieser Einwand sei falsch�da 

die Schweiz seit jeher eine ganz andere Einbürgerungspraxis ge- 

übt habe als Liechtenstein. Ueberdies werde bei uns die Zahl der 

möglichen Einbürgerungen unverhältnismässig hoch werden. 

Der Antrag des Reg, Chef auf Verschiebung und Fühlungnahme mit 

den deutschen Behörden wird einstimmig angenommen, 

59Gesuch der Bürgschaftgenoesenschaft um einen Beitrag. 

Pras t bemerkt dass er eine Einsicht in die Verwaltung der- 

selben genommen habe, Grundsätzlich gehe die Sache in Ordnung. 

Auffallend sei die Prolongierung von Krediten d. h, der Betrag 

werde zwar fristgerecht bezahlt, aber gleich wieder ein neuer 

Kredit aufgenomrien, Ferner sei auffalend, dase Anteilscheine wie- 

der zurückgezogen werden, sobald das Darlehen bezahlt sei. For; 

mell sei die -jache in Ordnung, aber der alte Kredit werde mit dem 

neuen abbezahlt. Es sei eigentlich eine Konversion. Qenn zwar dabei 
I., 

son st niemand yerkürzt werde, sei es nicht yon Bedeutupg. n* J-- 
fýi: iT... iýtýfa ... -ý,: r"k't: t C' r-p,. r xt 1tF. i_ q. a, "t. r, [K., v"i1 r: '". c &d i_.: z,.. i ... o 

lieg_ Chef halt diese Institution für wohitatig und glaubt, dass 

man etwas geben sollte« 

Kindle ist für ein richtiges Rückzahlungss*stem und eine gute 

Kontrolle. 

Sohädier Eugen befürwortet die Gewährung des Beitrages. Ee sei 

ssnchem schon über die Not geholfen worden. Wenn man nichts gebe, 

könne die Geneossenschaft nicht bestehen, ohne dass unverhältnis- 

mässig hohe Unkosten auf die Kreitnehmer aufgeladen würden«Wenn 

Misstände in der Durchführung seien, würde er die Geneesenechaft 

darauf aufmerksam machen. 

Riech hält diese Institution ebenfalls für gut. Für diesmal würde 

er den Kredit bewilligen und vielleicht die Geschäftaprüfungekom- 

mission beauftragen, eventue]_1 bestehende Misstände mit der Ge- 

nossenschaft zu bereinigen. 

Dr. Schädler stellt den Antrag die Subvention nicht zu gewähren, bie 

die GPK Gelegenheit gehabt habe, die fache zu kontrollieren. 

neg. Chef stellt den Ergänzungsantrag, den Landesbeitrag von Pro, 

60o zu gewähren unter der Vorausaetzung, dass die GPK das Geschäfte. 

gebahren kontrolliert und wenn sie die Gewährung befürworten könne 

80 1.1 si 
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soll sie der Regierung Antrag auf Auszahlung des Betrages stellend 

Wenn ernste bedenken bestünden, würde die Sache nochmals im Land- 

tage behandelt werden, 
mehrheitlich 

Diesem Antrage wird seitens des 'dandtages ýg zugestirrrmto 

Wahl des Staatsgerichtshofes. 

Mit einer Stimmenthaltung werden auf die neue Amtsperiode 

in den Staatageriehtahof gewühlt; 

MMR. Praeident; Pl. Rat Josef Ospelt�Vaduz 

Vizepraeident: Dr. Otto Schädler, Vaduz 

Richter: Dr. Franz Josef Erne, Peldkirch 

Dr, Theo Klingler, Gossau 

Lehrer David Jýeck, Ebenholz 

Josef Marxer, Eschen lo? 

Ersatzrichter; Dr. Vinzenz Albrecht, reldkirch 

Dr. Lehnherr, Altstätten 

Joh. Georg Helbert, Eschen 

Wilhelm `ehr, 8chaan 

7. Einführun17, eines sahnärttlichen Schuldienstes, 
zahn 

Ler Wandtag ist einstimmig für eine Wffiarztliche Untersuchung 

der Schulkinder und bewilligt für die Untersuchung einen Landes- 

kredit von Frs, 2ooo, -, Die Kosten der *ahn&rztlichen Behandlung 

ware Sache der Eltern der Kinder, 

8a Gesuch der Kurhauser auf Einführung eines Moratoriums, 

Dr, Vogt referiert über die gepflogenen Erhebungen und glaubt, 

dass ein Moratorium keinem etwas nütze. es sei keine definitive 

Löeung. Die Sicherheiten für das Land im Falle eines Entgegenkom- 

mens seien gerade bei jenendenen ran am meisten Zinsen bezahlen 

müsste, sehr problematische 

yer Landtag tat nach Kenntnisnahme der Unterlagen und mit 

Rücksicht darauf, dass es schwer eine befriedigende Lösung ge- 

be und andererseits die grössten Konsequenzen aus anderen 

notleidenden Gewerben nach sich ziehen würde, fik Verschiebung 

der Beschlussfassungo 

Sohiuss der Sitzung 12 Uhr� 
2.3 
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